
 

 



 

 



 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

3. Anwendungsbeispiele: 

• Beispiel 1: Privathaushalt mit hohem Verbrauch (Pflichteinbau) 

Eine vierköpfige Familie bewohnt ein Einfamilienhaus. Durch die Nutzung eines älteren 

Durchlauferhitzers und intensiver Elektroniknutzung liegt der gemessene 

Jahresstromverbrauch bei 8.000 kWh. 

Rechtliche Einordnung: Ab einem Verbrauch von mehr als 6.000 kWh pro Jahr greift die 

gesetzliche Smart-Meter-Pflicht. Der grundzuständige Messstellenbetreiber muss das 

intelligente Messsystem verpflichtend nachrüsten. 

Preisobergrenze: Für Verbraucher in der Stufe von mehr als 6.000 bis 10.000 kWh greift 

eine gesetzliche Preisobergrenze von maximal 40 Euro pro Jahr (s. Tabelle 

Standardleistungen). Der Betreiber darf der Familie für den Zähler und dessen Betrieb 

jährlich nicht mehr als diesen Betrag in Rechnung stellen.  

Abrechnung: Die Rechnungsstellung durch den grundzuständigen Messstellenbetreiber 

„EGT Energie GmbH“ erfolgt entweder über den Stromlieferanten des Letztverbrauchers 

oder direkt an den Letztverbraucher. 

 

• Beispiel 2: Betrieb einer Photovoltaik-Anlage (Pflichteinbau) 

Ein Hauseigentümer installiert eine neue Photovoltaik-Anlage mit einer Leistung von 

12 kWp auf seinem Dach. Der reine Haushaltsstromverbrauch liegt bei unauffälligen 

3.500 kWh. 

Rechtliche Einordnung: Obwohl der reine Stromverbrauch unter der 6.000-kWh-Grenze 

liegt, wird der Smart-Meter-Einbau durch die Erzeugungsanlage zur Pflicht. Bei Anlagen 

zur Erzeugung erneuerbarer Energien greift die Pflicht ab einer installierten Leistung von 

mehr als 7 kW. 

Preisobergrenze: Maßgeblich für das Entgelt ist in diesem Fall die Leistungsklasse der 

PV-Anlage. Für Anlagen zwischen > 7 kW und 15 kW gilt eine Preisobergrenze von 

maximal 50 Euro pro Jahr (s. Tabelle Standardleistungen). Der geringere 

Haushaltsstromverbrauch wird hierbei nicht addiert; es wird stets nur die höhere 

Einstufung (hier die Erzeugungsanlage) herangezogen. 

Abrechnung: Die Rechnungsstellung durch den grundzuständigen Messstellenbetreiber 

„EGT Energie GmbH“ direkt an den Anlagenbetreiber. 

 

• Beispiel 3: Optionaler Einbaufall (Zusatzkosten)  

Sollte ein Verbraucher unter 6.000 kWh Jahresverbrauch den Einbau eines Smart Meters 

freiwillig auf eigenen Wunsch beauftragen, obwohl keine Pflicht besteht, gelten 

gesonderte Regeln. 

Rechtliche Einordnung: Der Messstellenbetreiber darf hierfür ein einmaliges Entgelt von 

maximal 100 Euro für den Einbau verlangen. 

Preisobergrenze: Die laufenden jährlichen Gebühren sind in diesem Fall bei einem 

Verbrauch bis 6.000 kWh auf maximal 30 Euro pro Jahr gedeckelt. 

Abrechnung: Die Rechnungsstellung durch den grundzuständigen Messstellenbetreiber 

(gMSB) „EGT Energie GmbH“ für das einmalige Entgelt (100€) erfolgt direkt an den 

Letztverbraucher. Das jährliche Entgelt (30€) wird entweder über den Stromlieferanten 

oder durch gMSB dem Letztverbraucher in Rechnung gestellt. 


